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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2020 von der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Habilitationsschrift an-
genommen. Das Manuskript habe ich Anfang März 2020 abgeschlossen. Alle Nach-
weise aus dem Schrifttum und der Rechtsprechung habe ich, soweit dies möglich 
war, auf den Stand vom 1. Juni 2020 gebracht.

In allererster Linie und von ganzem Herzen möchte ich mich bei meinem aka-
demischen Lehrer, Herrn Professor Dr. Martin Burgi, für seine umfassende und 
leidenschaftliche Förderung dieses und aller anderen meiner Projekte bedanken, 
die ich während meiner Tätigkeit an seinem Münchener Lehrstuhl zwischen 2015 
und 2020 realisieren durfte. Er hat das „Öffentliche Digitalwirtschaftsrecht“ von 
den ersten, noch unbeholfenen Gehversuchen über die insgesamt knapp vier Jahre 
seines Heranreifens bis hin zur Vollendung als ausgewachsene Habilitationsschrift 
niemals unkritisch, aber stets engagiert-fördernd begleitet. Während unzähliger 
Mittagessen in einer Münchener „Salatmanufaktur“ durfte ich mit ihm die grund-
legenden Strukturen der Arbeit einziehen (oder einreißen), neue Ideen entwerfen 
(oder verwerfen) und all meine Argumente und Thesen schärfen (oder abschleifen). 
Und auch jenseits rein fachlicher Diskussionen, zumal in den turbulenteren Zeiten 
des Daseins eines (Nachwuchs-)Wissenschaftlers, stand und steht mir Martin Burgi 
jederzeit mit Rat und Tat vertrauensvoll zur Seite. Er ist ein „Habilitationsvater“, wie 
man ihn sich nur wünschen kann.

Ebenfalls ganz herzlich bedanken möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Jens 
Kersten, der das Zweitgutachten zu meiner Arbeit angefertigt hat. Auch er hat mein 
akademisches Schaffen in München bereits in den Endzügen meiner Promotions-
zeit, später dann während des Referendariats von 2012 bis 2014 und über das 
gesamte Habilitationsverfahren hinweg als begeisternder Förderer und kluger Rat-
geber unterstützt. Auf die Idee, mein Glück in der Rechtswissenschaft zu suchen, 
wäre ich ohne Jens Kersten gewiss nicht gekommen.

Mein Dank gilt ferner dem Richter des Bundesverfassungsgerichts Herrn Pro-
fessor Dr. Peter M. Huber. Er hat mein Habilitationsprojekt als drittes Mitglied des 
Fachmentorats unterstützt und von Beginn an wertvolle inhaltliche Impulse gesetzt.

In fachlicher Perspektive gebührt außerdem ganz besonderer Dank den Teilneh-
mern des „Hohbühl“-Symposiums im Sommer 2018, allen voran Herrn Professor 
Dr. Reiner Schmidt, Herrn Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts a. D. Pro-
fessor Dr. Andreas Voßkuhle, Herrn Professor Dr. Wolfgang Kahl, Herrn Professor 
Dr. Hinnerk Wißmann und Herrn Professor Dr. Detlef Czybulka. Sie haben mir eine 
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einmalige Gelegenheit geboten, mein Habilitationsprojekt in denkbar angenehmer, 
aber durchweg produktiver Atmosphäre zu präsentieren und „auf Herz und Nieren“ 
prüfen zu lassen.

Danken möchte ich schließlich auch den Mitarbeiterinnen des Center for 
Advanced Studies (CAS) der Ludwig-Maximilians-Universität München. Als Re-
searcher in Residence durfte ich während des Sommersemesters 2018 sowohl die 
produktive Abgeschiedenheit als auch die eingespielten organisatorischen Ressour-
cen des CAS nutzen, um diese Arbeit voranzuschreiben und zentrale Inhalte im 
Rahmen eines Workshops und eines Lunch Talks mit Herrn Professor Dr. Dieter 
Kranzlmüller vom Leibniz Rechenzentrum zur Diskussion stellen. Auch Herrn 
Kranzlmüller sei an dieser Stelle vielmals gedankt.

Unabhängig von allen genannten Förderern hätte ich diese Arbeit niemals fertig-
stellen können, wenn ich nicht um der immerwährenden und bedingungslosen 
Unterstützung durch meine Familie gewusst hätte. Lukas und Julia, Ursula, Alfred 
und Nicole – ich danke euch von ganzem Herzen!

München, im Juni 2020� Christoph Krönke
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„Wow, Fritz.“ It was like being inside a science-fictional 
Christmas tree. Little red and green lights were going on and 
off everywhere. (…)
„ARPAnet“, Fritz announced.
„Ah, no I’d better not, I've got to drive and stuff, maybe just give 
me one for later –“
„It’s a network of computers, Doc, all connected together by 
phone lines. UCLA, Isla Vista, Stanford. Say there’s a file they 
have up there and you don’t, they’ll send it right along at fifty 
thousand characters per second.“

Thomas Pynchon, Inherent Vice, 2009, S. 53





§ 1 Einführung

A. Öffentliches Digitalwirtschaftsrecht in a nutshell

In der vorgelegten Untersuchung wird herausgearbeitet, mit welchen regimeüber-
greifenden Regulierungsansätzen und materiell-rechtlichen Maßstäben sowie Ele-
menten des administrativen Organisations- und Handlungssystems das Öffentliche 
Wirtschaftsrecht, einschließlich seiner unions- und verfassungsrechtlichen Grund-
lagen und internationalen Bezüge, auf diejenigen wesentlichen spezifischen Heraus-
forderungen reagiert oder reagieren sollte, die sich ihm mit der Herausbildung der 
digitalen Wirtschaft stellen. Die Summe dieser Ansätze, Maßstäbe und Elemente 
sowie Grundlagen und Bezüge wird hier als „Öffentliches Digitalwirtschaftsrecht“ 
begriffen  – nicht im Sinne eines eigenständigen Rechtsgebiets, sondern eines 
„Querschnittsrechts“,1 dessen Zusammenschau der digitalisierungsbedingten Fort
entwicklung der „angeschnittenen“ Fachrechtsgebiete, aber auch der Systembildung 
als einer klassischen Aufgabe dogmatisch arbeitender Verwaltungsrechtswissen-
schaft2 dient.

Die Frage nach einem „Öffentlichen Digitalwirtschaftsrecht“ stellt sich aus min-
destens zwei Gründen: Die Wirtschaft hat für die Digitalität insgesamt – erstens – 
überragende Bedeutung, und sie hat aufgrund der Digitalisierung – zweitens – auch 
selbst tiefgreifende spezifische Veränderungen erfahren: Es hat sich eine „digitale 

1  Vgl. ähnlich M. Schröder, Genehmigungsverwaltungsrecht, 2016, S. 5, zur Charakterisierung 
seines Untersuchungsgegenstandes.

2  Vgl. dazu nur F. Schoch, in: M. Burgi (Hrsg.), Zur Lage der Verwaltungsrechtswissenschaft, 
Die Verwaltung Beiheft 12/2017, S. 11 (17 ff., insbesondere 24 f.), der in jenem Beitrag – speziell 
in Bezug auf das Verhältnis theoretischer zu anwendungsorientierter Rechtswissenschaft  – auch 
den hier verfolgten Ansatz der „aufgeklärten Rechtsdogmatik“ entwickelt; ähnlich mit Blick auf 
die Einbeziehung intra- und interdisziplinärer Ansätze auch M. Burgi, ebenda, S. 33 (35 ff.) sowie 
bezüglich rechtsvergleichender Elemente M. Ruffert, ebenda, S. 165 (167 ff.). Im methodischen 
Mittelpunkt dieser Untersuchung steht daher zweifelsohne Rechtsdogmatik, also die beschreibende, 
systematisierende und fortentwickelnde Arbeit am geltenden Rechtsstoff. Diese wird allerdings in 
verschiedene Richtungen hin geöffnet: So ist in einigen Bereichen (z. B. im Recht digitaler Dienste, 
vgl. S. 196 ff.) intradisziplinäres Arbeiten gerade im Austausch mit der Privatrechtswissenschaft un-
erlässlich, um die Einheitlichkeit der Maßstäbe sicherzustellen (dazu etwa J. F. Lindner, JZ 2016, 
697 [702 ff.]). Vor allem im Verhältnis zu den Wirtschaftswissenschaften verarbeite ich ferner auch 
interdisziplinäre Bezüge (z. B. bei der Darlegung der Realbereiche unter B., aber auch bei der Beur-
teilung der Risiken der Plattformökonomie, S. 56 ff.), um in tatsächlicher Hinsicht hinreichend 
informierte rechtliche Wertungen treffen zu können. Und schließlich nutze ich auch punktuell 
rechtsvergleichende Betrachtungen (vor allem bei der Analyse der personenbeförderungsrecht-
lichen Maßstäbe, S. 335 ff., und der Regulierung des Crowdfundings, S. 368 ff.) als Kontrastfolie zur 
jeweiligen deutschen Regulierungskonzeption.


